
stärker von ihrem Vorhaben ab als ein abstrakt gefaß­
tes Gesetz. Ein Gesetz, das den Tatbestand gut be­
schreibt, gibt Untersudiungsorganen, Staatsanwalt und 
Gericht, eine bessere Handhabe zur politisch richtigen 
Erkenntnis der zu untersuchenden und zu bestrafenden 
Verbrechen. Vor allem aber mobilisiert ein solches Ge­
setz auch die Volksmassen zum Kampf gegen derartige 
Verbrechen — ein Faktor, den wir bei der Bekämpfung 
der Staatsverbrechen bisher unterschätzt haben.

Die gesetzliche Grundlage für die Bekämpfung von 
Staatsverbrechen in der DDR ist Art. 6 der Verfassung, 
der zu einem wichtigen Instrument bei der Bekämpfung 
dieser Verbrechen geworden ist. In Westdeutschland 
glaubt man, wegen der Anwendung des Art. 6 als Straf­
gesetz Zweifel gegen unsere Gesetzlichkeit erheben zu 
können. Wir haben derartige Verdächtigungen mit aller 
Entschiedenheit zurückgewiesen. Zwar war es neu, einen 
Verfassungsartikel unmittelbar als Strafgesetz anzu­
wenden, -jedoch gab seine Fassung dazu eine einwand­
freie Handhabe. Strafgesetze, die nach einer revolutio­
nären Umwälzung zu deren Sicherung geschaffen wer­
den, müssen stets zunächst einen weiten Tatbestand 
enthalten, um bei voller Wahrung der Gesetzlichkeit 
allen Versuchen des gestürzten Gegners begegnen zu 
können. Eine solche Möglichkeit schafft das sowjetische 
Recht durch die Zulassung der Analogie. Der Erlaß des 
Zentralrats der Volksrepublik China über die Bestra­
fung konterrevolutionärer Tätigkeit3) enthält ebenfalls 
eine derartige Bestimmung (Art. 16), wonach Personen, 
die in konterrevolutionärer Absicht andere Verbrechen 
begehen, als in diesem Erlaß unter Strafe gestellt sind, 
ebenfalls nach dem Erlaß bestraft werden.

Die Rechtsprechung hat bei der Anwendung des 
Art. 6 einen besonderen Weg eingeschlagen. Entgegen 
der Übung der Gerichte kapitalistischer Länder, die 
konkret gegebene Tatbestände erweiternd auslegen und 
ausdehnen, haben sich unsere Gerichte selbst Grenzen 
gesetzt. In dem Referat der Leipziger Konferenz wurde 
hervorgehoben, daß sich die Gerichte, angeleitet von 
der Praxis des Obersten Gerichts, weitgehend bemüht 
haben, die konkreten Begehungsformen jedes einzelnen 
Verbrechens herauszuarbeiten und im Rahmen des 
Art. 6 die verschiedenen Formen der Staatsverbrechen 
zu beschreiben und hervorzuheben. Diese Konkreti­
sierung entspricht den Tatbeständen, die auch Jahn 
dargestellt und als das Unternehmen des gewaltsamen 
Umsturzes der verfassungsmäßig gesicherten demo­
kratischen Ordnung oder ihrer Beseitigung durch plan­
mäßige Untergrabung der gesellschaftlichen Verhält­
nisse in der Deutschen Demokratischen Republik, als 
Spionage, als Terrorismus, als Diversion, als Sabotage 
und als staatsfeindliche Agitation und Propaganda be­
zeichnet hat. Diese Systematisierung ist nicht von 
ungefähr entstanden, sondern sie entspricht den Lehren 
der sowjetischen Strafrechtswissenschaft und den Er­
fahrungen, die die Sowjetunion, die Länder der Volks­
demokratie und die Deutsche Demokratische Republik 
in ihrem Kampf gegen die Feinde ihrer Staaten ge­
sammelt haben.

Wenn wir heute hier die Frage der Gestaltung der 
Tatbestände der Staatsverbrechen bei einer künftigen 
Gesetzgebung aufwerfen, so besagt das, daß unsere 
Entwicklung und unsere Erfahrung nunmehr einen 
Stand erreicht haben, der es uns gestattet und auch 
fordert, diese Fragen im einzelnen zu prüfen und Vor­
schläge für ihre Lösung zu machen. Diese Forderung 
ergibt sich aus den Entschließungen des 24. und 
25. Plenums des ZK der SED, und sie ist auch eine der 
auf der Leipziger Konferenz gezogenen Folgerungen.

Bevor wir auf die Tatbestände, die etwa zu schaffen 
wären, im einzelnen eingehen, sollen noch einige allge­
meine Bemerkungen zu den Tatbeständen von Staats­
verbrechen vorausgeschickt werden. Das allgemeine 
Problem einer Strafgesetzgebung — weite oder enge 
Tatbestände? — tritt hier besonders hervor. Man wird 
solche Lösungen finden müssen, die möglichst präzise 
und plastische Beschreibungen des Verbrechens ent-

s) vgl. Gesetzgebungsakte der Volksrepublik China über den 
Kampf gegen die Staatsverbrechen, RID 1954 S. 24 ff. — Der 
Erlaß selbst ist abgedruckt in „Gesetzgebungsakte der Chinesi­
schen Volksrepublik“, Moskau 1952, S. 357 (russ.).

halten, ohne in Kasuistik zu verfallen. Für alle Tat­
bestände des Verbrechens wird der Begriff des Unter­
nehmens in dem in unserer Praxis bereits jetzt allge­
mein geltenden Umfang, d. h. einschließlich der Vor­
bereitungshandlungen, anzuwenden sein.

Schwere Fälle, die zu einer Erhöhung des Strafmaßes 
führen, sind durch Beispiele zu erläutern. (Fragen, die 
in Zusammenhang mit der Systematik des allgemeinen 
Teils eines Strafgesetzes stehen, wie Arten der Haupt- 
und Zusatzstrafen, sollen hier nicht behandelt werden. 
Diese Fragen hängen davon ab, in welcher Form eine 
künftige gesetzgeberische Lösung erfolgen wird, d. h. 
ob im Rahmen einer vollständigen Kodifizierung des 
Strafgesetzbuches, als selbständiges Gesetz usw.).

Wir wollen hier nicht so weit gehen wie Jahn, der be­
reits formulierte Tatbestände vorgeschlagen hat, sondern 
zunächst nur auf einige wichtige Fragen und auf die 
Notwendigkeit sorgfältiger Formulierung hinweisen.

Das schwerste Verbrechen, das gegen unseren Staat 
geriditet ist, ist von Jahn richtig gekennzeichnet, wenn 
auch wohl nicht vollständig beschrieben. Es wird auch 
die Verhinderung oder Behinderung der verfassungs­
mäßigen Tätigkeit des Präsidenten der Republik und 
der wichtigsten Organe der Republik umfassen sowie 
das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik in 
seiner Unverletztheit schützen müssen. Es ist dadurch 
gekennzeichnet, daß es den Charakter schweren Ver­
rats an dem Staat der Arbeiter und Bauern trägt.

Bei der Festlegung des Tatbestandes der Spionage 
werden — gestützt auf unsere Erfahrungen — sowohl 
der Gegenstand der Spionage wie insbesondere auch 
deren Initiatoren anschaulich beschrieben werden müs­
sen. Der Terrorismus muß als besonderes Verbrechen 
— nicht nur als erschwerte Form der Diversion, wie 
Jahn das eventuell vorschlägt — in seiner ganzen Ge­
fährlichkeit hervorgehoben werden. Der Tatbestand anti­
demokratischer Propaganda und Hetze muß so festgelegt 
werden, daß er in seiner ganzen Schwere als Staats­
verbrechen zu erkennen ist; er muß genau abgegrenzt 
werden von der leichteren Form der Verleumdung oder 
Herabwürdigung des Staates oder einzelner Bürger 
wegen ihrer politischen oder gesellschaftlichen Tätig­
keit, also von Handlungen, die nicht den Charakter 
eines Staatsverbrechens tragen. Diversion und Sabotage 
gehören ebenfalls zu den Staatsverbrechen, und es muß 
auch hier eine anschauliche Beschreibung ohne zu enge 
Kasuistik erreicht werden. Es ist Jahn zuzustimmen, 
daß der besondere Tatbestand der Schädlingstätigkeit 
neben der Sabotage nicht erforderlich ist und daß, wenn 
der Tatbestand der Sabotage nicht nur das Nichterfül- 
len bestehender Pflichten, sondern auch die nicht­
gehörige Erfüllung auferlegter Pflichten enthält, beide 
Verbrechensformen in einem Tatbestand zusammen­
gefaßt werden können.

Wenn man die Regelung der Staatsverbrechen in den 
Gesetzgebungen der Sowjetunion und der Länder der 
Volksdemokratie betrachtet, so zeigt sich, daß es neben 
den typischen Formen, die in ähnlichen Tatbestands­
formulierungen festgehalten sind, in fast jedem Land 
noch besondere Formen von Staatsverbrechen gibt, die 
aus seiner besonderen Situation folgen. So sind eine 
Reihe von Tatbeständen des Art. 58 des Strafgesetz­
buches der RSFSR vom Jahre 1926 unmittelbar er­
wachsen aus den Erfahrungen des Kampfes der 
Sowjetvölker zur Sicherung der Errungenschaften der 
Großen Sozialistischen Oktoberrevolution. Auch der 
bereits erwähnte Erlaß der Volksregierung der Volks­
republik China enthält solche spezifischen Tatbestände. 
So wird z. B. in Art. 6 (Spionage) ausdrücklich hervor­
gehoben die Bekanntgabe von Objekten zur Bombar­
dierung an feindliche Luft- oder Seefahrzeuge — ein 
Hinweis auf die besondere Lage der Chinesischen 
Volksrepublik als Objekt der Aggression seitens 
Tschiang Kai-Scheks und der USA. Gern. Art. 10 (kon­
terrevolutionäre Propaganda und Agitation) wird auch 
bestraft, „wer die Einmütigkeit der verschiedenen 
Nationalitäten der demokratischen Klassen, der demo­
kratischen Parteien und Massenorganisationen sowie 
die enge Verbindung zwischen dem Volk und der 
Volksregierung stört.“
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